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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vielfach von 

Geisenhofer den Wohngeldstellen vertretene Rechtsauffas- 

sung, daß das Weihnachtsgeld und das zusätz- 
liche Urlaubsgeld als Einkünfte im Sinne des 
Wohngeldgesetzes gelten und demzufolge die 
Höhe des Wohngeldes vermindern? 

2. Abgeordneter Wenn ja, ist die Bundesregierung nicht der 

Geisenhofer Auffassung, daß hierdurch der sozialpolitische 

Zweck dieser Arbeitgeberleistungen in das 
Gegenteil verkehrt wird, und ist die Bundes- 
regierung bereit, eine entsprechende Geset- 
zesänderung herbeizuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung das mit 
Wagner dem 1. BesVNG übergangsweise geregelte 

(Günzburg) Problem der besoldungsmäßigen Einstufung 

der Lehrämter künftighin zu lösen, nachdem 
die Länder ihre Bemühungen um die Verein- 
heitlichung der Lehrerausbildung bis zum 
31. Dezember 1971 nicht abschließen konnten 
und eine diesbezügliche Einigung in abseh- 
barer Zeit wohl auch nicht zu erreichen ist? 


4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 

Dr. Evers der Sportförderung durch den Bund Modell- 

fälle von Vereinen besonderer Struktur — im 
Rahmen der Zuständigkeiten des Bundes — 
finanziell zu fördern? 


5. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Ansicht zu, 
Dr. Evers daß die Bundesleistungszentren der verschie- 

denen Sportarten in der Bundesrepublik 
Deutschland dringend eines organisatorischen 
Unterbaues bedürfen und daß zum Unter- 
schied zu dem z. B. in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika praktizierten sogenannten 
Collegesystem in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die gleiche Aufgabenwahrnehmung hin- 
sichtlich einer wirkungsvollen Erstförderung 
der Leistungssportler nur von modern struk- 
turierten Sportvereinen gewährleistet werden 
kann? 
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6. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung angesichts des 
Dr. Seiende erheblichen Zeitablaufs seit der Vertreibung 
eine Änderung des § 7 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes, nach dem auch jetzt und künftig 
geborene Kinder von Vertriebenen noch die 
Vertriebeneneigensdiaft mit der Geburt er- 
werben? 

Teilt die Bundesregierung die in der Oktober- 
ausgabe 1971 der Zeitschrift „Der Beamte im 
Ruhestand'" zum Ausdruck gebrachte Auffas- 
sung, daß die beamtenrechtliche Versorgung 
der sogenannten nachgeheirateten Witwen 
verbessert werden muß? 

8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Verbesse- 
Dr. Wagner rung dieser Versorgung, zunächst durch eine 

(Trier) Änderung der Richtlinien Nummer 2 zu § 125 

Abs, 1 des Bundesbeamtengesetzes, herbeizu- 
führen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter Welche Kriterien für eine Begnadigung von 
Schlaga Strafgefangenen, insbesondere von lebens- 

länglichen, erwägt der Bundesminister der 
Justiz, den Ländern im Sinne einer möglichst 
einheitlichen Handhabung in der Bundesre- 
publik Deutschland vorzuschlagen, imd in 
welchem der zu erwartenden Gesetzesnovel- 
lierungen wird dies voraussichtlich seinen 
Niederschlag finden? 

Ist der Bundesregierung die Äußerung des 
Strafrechtsprofessors Dr. Baumann in der Fern- 
sehsendung „Panorama" am 15. November 
1971 bekannt, durch die vorgeschlagen wurde, 
bestimmte Delikte der Diebstahls-Kleinkrimi- 
nalität aus dem Strafrecht herauszunehmen 
und in Ordnung swidrigkeiten umzuwandeln? 

11. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vorerwähnte 

Dr. Arndt Meinung Professor Dr. Baumanns und gege- 

(Hamburg) benenfalls für v/elche Delikte (z. B. Diebstähle 

in Selbstbedienungsläden oder bis zu einer 
bestimmten Wertobergrenze)? 

12. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die weit verbreitete 

Erpenbeck Auslegung des sogenannten Artikelgesetzes, 

daß bei Modernisierungen des Althausbesitzes 
in den weißen Kreisen Mieterhöhungen unzu- 
lässig sind, selbst wenn die Mieter diese Mo- 
dernisierungen wünschen und bereit sind, da- 
für auch eine etwas höhere Miete zu zahlen? 


10. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


7. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 
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13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diesen Mangel 

Erpenbeck im Artikelgesetz durch ein Ändenmgsgesetz 

zu beheben? 

14. Abgeordneter Hat sich die Bundesregierung darum bemüht, 

Dr. Gradl daß das in Aussicht genommene Europäische 

Patentamt in Berlin errichtet wird? 

15. Abgeordneter Gibt es Schwierigkeiten, und — wenn ja — 

Dr. Gradl was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

sie zu überwinden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


16. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich die Kölner Firma Pohlig, 

Walkhoff Heckei, Bleichert als sechste deutsche Firma 

am Cabora-Bassa-Projekt beteiligen wird, und 
wenn ja, ist das Engagement dieser Firma 
durch Exportkredite oder Bürgschaften des 
Bundes gefördert worden? 

17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß private 

Sdilaga Versicherungsunternehmer mit ausdrüdclicher 

Billigung des Bundesaufsichtsamts für das 
Versicherungs- und Bausparwesen Versiche- 
rungsnehmer auffordern, ihre (z. B.) Haus- 
ratsversicherungssumme zu erhöhen und die 
Einwilligung zur Erhöhung der Prämie als 
gegeben ansehen, wenn der Versicherungs- 
nehmer nicht innerhalb sechs Wochen wider- 
spricht, und ist die Bundesregierung gewillt, 
das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen umgehend zu veranlassen, 
die obengenannte Zustimmimg gegenüber der 
Versicherungswirtschaft zu widerrufen und 
das Geschäftsgebaren der Versicherungen 
stärker als bisher im Interesse der Versicher- 
ten zu kontrollieren, um so auch üble Ge- 
schäftstricks der angeführten Art ein für alle 
mal zu unterbinden? 

18. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ein- 
führung verschieden gestaffelter Buchungs- 
gebühren durch die meisten Geldinstitute in 
der Bundesrepublik Deutschland ab 1. Januar 
1972, und billigt die Bundesregierung insbe- 
sondere die Buchungsgebühren für Lohn-, Ge- 
halts-, Renten- und Pensionskonten, nachdem 
die Geldinstitute in starkem Maße für die 
bargeldlose Lohn-, Gehalts-, Renten- und Pen- 
sionszahlung geworben haben mit dem Hin- 
weis darauf, daß dies bequemer, einfacher und 
kostenfrei sei? 
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19. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Haase rung, die Geldinstitute zu veranlassen, die 

(Kellinghusen) Einführung von Buchungsgebühren nochmals 

zu überprüfen? 

20. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Wüster Sache, daß Spirituosenhersteller die Preise für 

eine Normalflasche (0,7 1) Branntwein mit 
2 DM und mehr erhöhten, obwohl die ab Ja- 
nuar 1972 wirksame Steuererhöhung nur einen 
Bruchteil davon ausmacht? 


Trifft es zu, daß die Arbeit des Kartellamts 
dadurch erschwert wird, daß Beweisbeschlüsse 
des Kammergerichts es zwingen, Preiserhö- 
hungen anzuerkennen, um erst nach erfolgter 
Anmeldung das Mißbrauchsverfahren einzu- 
leiten? 


22. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung den be- 
Matthöfer reits eingetretenen oder zu erwartenden rea- 

len Gewinn der deutschen Volkswirtschaft, der 
— bewirkt durch Kursfreigabe bzw. Aufwer- 
tung der D-Mark — sich in einer Verbesse- 
rung der Austauschverhältnisse, d. h. Erhö- 
hung der realen Exporterlöse und Verminde- 
rung der tatsächlichen Importkosten, aus- 
drückt, für das Jahr 1971, 1972 und 1973? 

Ist die Bundesregierung bereit zu klären, was 
unter dem in Frankreich verwendeten Begriff 
„valeur ajoutee brüte" (Bruttomehrwert) als 
Entwicklungsmaßstab gegenüber dem Ver- 
gleichseinkommen konkret zu verstehen ist? 

Kann die Bundesregierung bejahendenfalls 
diesen Begriff auf deutsche Verhältnisse über- 
tragen und daraus sich eventuell ergebende 
Veränderungen der Förderungsmöglichkeit 
von Betrieben in Zahlen ausdrücken? 

Sind Preistests, wie sie die Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucher jüngst in Köln durch- 
geführt hat, nach Auffassung der Bundesre- 
gierung rechtlich unbedenklich, und ist es 
rechtlich zulässig, daß bei Veröffentlichungen 
über durchgeführte Preistests angegeben wird, 
welche Preise die einzelnen befragten Ge- 
schäfte verlangen? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in absehbarer 
Vogt Zeit einen Katalog über die rechtlichen Vor- 

aussetzungen aufzustellen und zu veröffentli- 
chen, die bei der Durchführung und Veröffent- 
lichung von Preistests auf jeden Fall beachtet 
werden müssen? 


25. Abgeordneter 

Vogt 


24. Abgeordneter 

Kiedile 


23. Abgeordneter 

Kiechle 


21. Abgeordneter 

Wüster 
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27. Abgeordneter Wie hoch war der Verlust der Deutschen Bun- 
Härzschel desbank durch die Freigabe des DM- Wechsel- 

kurses und durch die in Washington beschlos- 
sene Neufestsetzung? 


28. Abgeordneter Wie hoch sind die Tarifabschlüsse seit Sep- 
Höcherl tember 1971, wenn alle Nebenabreden — auf 

Jahresbasis bezogen — quantifiziert sind, 
und ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
die Tarif abschlüsse im Rahmen ihrer Lohnleit- 
linien verblieben sind? 


29. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 
Dichgans entwurf einzubringen, der den Kauf eines 

Eigenheims von der Grunderwerbsteuer inso- 
weit befreit, als der Kaufpreis durch Grund- 
stücksverkäufe des Steuerpflichtigen oder sei- 
ner nächsten Angehörigen finanziert wird? 


30. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Gewandt Güterfernverkehrsgewerbes, daß der von ihr 

vorgelegte Verplombungsgesetzentwurf für 
Lastwagen im Berlinverkehr unpraktikable 
Bestimmungen enthält, erhebliche, d. h. dem 
früheren Kontrollverfahren entsprechende 
Zeitverluste verursachen wird und insgesamt 
zu finanziellen Mehrbelastungen von rund 
15 Millionen DM für das Gewerbe führen wird, 
und ist die Bundesregierung bejahendenfalls 
bereit, den Unternehmen die für die Umrü- 
stung notwendige Zeit zu gewähren und die 
dadurch entstehenden Kosten rückzu vergüten? 


31. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
Gewandt rung in ihrem Gesetzentwurf die im Berlin- 

Abkommen vorgesehenen Kann- Vorschriften 
für die Durchführung der Verplombung in 
Muß-Vorschriften umgewandelt? 


32. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Dr. Schneider rung im Hinblick auf die Feststellungen des 

(Nürnberg) Präsidenten des Deutschen Städtetags, Bürger- 

meister Hans Koschnick, am 10. Januar 1972 
vor der Presse über die Finanznot der Städte 
zu ergreifen? 


33. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Höcherl die allgemeinen Haushaltszuweisungen an das 

Land Berlin insoweit zurückgehalten werden 
sollten, als sie in das Budget der Freien Uni- 
versität fließen, so lange nicht gewährleistet 
ist, daß der Lehr- und Lesebetrieb, sowie die 
Freiheit der Forschung garantiert werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, beim einzel- 
Dr. Häfele betrieblichen Förderungsprogramm für die 

Landwirtschaft nicht nur die Förderschwelle 
etwas herunterzusetzen, sondern auch die Be- 
dingungen zu erleichtern, z. B. durch Gewäh- 
rung von Investitionszuschüssen an Stelle von 
Zinsbeihilfen oder durch Begünstigung von 
Grünlandbetrieben in Höhegebieten? 


35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das kompli- 

Dr. Häfele zierte Antragsverfahren beim einzelbetrieb- 

lichen Förderungsprogramm durchgreifend zu 
vereinfachen und auch zu verbilligen, indem 
die hohe Gebührenlast beseitigt wird, was zum 
Beispiel durch einen Verzicht auf statische 
Berechnungen bei Typenbauten möglich wäre? 


36. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 

Rollmann Schwierigkeiten der deutschen Konservenin- 

dustrie zum wenigsten von den Einfuhren 
aus den Drittländern herrühren, da die von 
dort eingeführten Obst- und Gemüsekonser- 
ven kaum in der EWG hergestellt werden? 

37. Abgeordneter Rühren die Schwierigkeiten der deutschen 

Rollmann Konservenindustrie nicht vielmehr daher, daß 

diese insbesondere mit den Erbsen-, Bohnen- 
und Mischgemüsekonserven der französischen, 
belgischen und holländischen Konservenin- 
dustrie nicht konkurrenzfähig ist? 


38. Abgeordneter Imvieweit treffen Meldungen zu (Agra Europe 

Dr. Früh 50/71, 14. Dezember 1971), daß die französi- 

sche Agrarpolitik im Begriff ist, sich von den 
gemeinsam beschlossenen Richtlinien zur euro- 
päischen Agrarstrukturpolitik zu entfernen? 


39. Abgeordneter Trifft es zu, daß die im Ertl-Programm fest- 
Dr. Früh gesetzten Einkommensschwellen pro Arbeits- 

kraft und die zum Nachweis hierfür erforder- 
liche Buchführung vom französischen Parla- 
ment und Landwirtschaftsminister Cointat 
neuerdings wieder in Frage gestellt werden? 


40. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Susset Agrardebatte der französischen Nationalver- 

sammlung geäußerte Ansicht, daß der Mans- 
holt-Plan 80Vo der Bauern in der EG zum 
Ausscheiden zwinge und das Ende des Fami- 
lienbetriebs bedeute (Agra Europe 50/71, 
14. Dezember 1971)? 
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41. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der im 
Susset selben Zusammenhang gestellten französi- 

schen Forderung, die Entwicklungsfähigkeit 
von landwirtschaftlichen Betrieben nicht am 
außerlandwirtschaftlichen Einkommen zu mes- 
sen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


42. Abgeordneter 

Varelmann 


43. Abgeordneter 

Varelmann 


44. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


45. Abgeordnete 

Frau Stommel 


46. Abgeordnete 

Frau Stommel 


47. Abgeordneter 

Hansen 


Wie hoch war der Anteil der Rentner, deren 
Rente im Jahr 1957 in der Rentenversicherung 
der Angestellten und in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter nach der Höchstbemessungs- 
grundlage von 200 berechnet wurde und wie 
hoch dagegen im Jahre 1970? 

Ist es gerechtfertigt, daß Renten von einer 
Bemessungsgrundlage von 200 und darüber 
gezahlt werden, und auf der anderen Seite 
seit 1957 die Spitzenbeiträge nur Bemessungs- 
werte zwischen 154 und 179 hatten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die „Beschützenden Werkstätten" 
für Behinderte in Zukunft besser als bisher 
in die Lage zu versetzen, im Konkurrenzkampf 
derWirtschaft erfolgreich bestehen zu können, 
insbesondere im Hinblick auf die Beschaffung 
von Arbeitsaufträgen, die ja Voraussetzung 
sind für die Beschäftigung der Behinderten? 

Welche Ergebnisse haben die von der Bun- 
desregierung im August 1970 (Drucksache 
VI/1123) zugesagten Prüfungen der Möglich- 
keiten, berufstätigen Müttern im Fall der un- 
umgänglich notwendigen häuslichen Pflege 
eines kranken Kindes einen Anspruch auf 
Freistellung von der Arbeitstätigkeit ohne un- 
angemessene Minderung des Arbeitsentgelts 
zu ermöglichen? 

Innerhalb welchen Zeitraums wird die Bundes- 
regierung konkrete Rechtsregelungen anbie- 
ten, um durch einen Einkommensausgleich im 
Fall der Pflege eines kranken Kindes einen 
überfälligen Schritt zur familiengerechten In- 
tegration der berufstätigen Frau und Mutter 
in das Arbeitsleben zu vollziehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß der „Deutsche Studentenanzeiger", 
über den es im Verfassungsschutzbericht 1969/ 
1970 unter der Überschrift „Rechtsradikale 
Presse" u. a. heißt, daß er von einem NPD- 
Kreis Vorsitzenden herausgegeben wird und 
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„mit finanziellen Sdiwierigkeiten zu kämpfen" 
habe (Seiten 11/12), in seiner letzten Ausgabe 
eine ganzseitige Anzeige der Bundesanstalt 
für Arbeit enthält? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


48. Abgeordneter Welche Aktionen der Sozialistischen Deut- 
Engelsberger sehen Arbeiterjugend gegen die Bundeswehr 
sind bisher bekannt geworden, und mit wel- 
chen Maßnahmen will die Bundesregierung 
der gesteigerten Aktivität der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend innerhalb der Bun- 
deswehr begegnen? 


49. Abgeordneter Teilt die Bundesregierimg die in schleswig- 
Anbuhl holsteinischen Zeitungen verbreitete Meinung 

des Konteradmirals Jung, daß etwa dreiviertel 
aller Wehrdienstverweigerer „Drückeberger 
und Opportunisten" seien? 


50. Abgeordneter 

Dr. Sdunitt- 
Vockenhausen 


Was soll ein Abgeordneter außer allgemeinen 
Ausführungen antworten, wenn ihm ein Stu- 
dienassessor sagt, daß er an seine Wehrdienst- 
zeit bis an sein Lebensende dadurch erinnert 
werde, daß er, weil er erst nach Vollendung 
des 30. Lebensjahrs in die private Kranken- 
kasse eintrat, entsprechend mehr zahlen muß 
als sein früherer Mitschüler, der keinen Wehr- 
dienst abgeleistet hat und sich entsprechend 
früher anmeiden konnte? 


51. Abgeordneter 

Dr. Sdunitt- 
Vockenhausen 


Was kann zu dem Hinweis gesagt werden, daß 
ein Vater, der privat versichert ist, zwei Jahre 
länger für ihn — und zwar bis zu seinem 
27. Lebensjahr — zahlen mußte, während die 
Väter ungedienter Kollegen solchen Belastun- 
gen nicht ausgesetzt waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


52. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
Anbuhl nisse der bisherigen Verhandlungen zur Grün- 

dung eines Europäischen Jugendwerks im 
Rahmen des Europarats? 
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53. Abgeordnete 

Frau Huber 


54. Abgeordnete 

Frau Huber 


55. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


56. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


57. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


58. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


59. Abgeordneter 

Rollmann 


60. Abgeordneter 

Rollmann 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das Kindergeld den Mehrkinderfamilien nicht 
speziell für das die Bezugsberechtigung be- 
gründende Kind, sondern als Zuwendung zur 
Milderung der Gesamtbelastung einer Mehr- 
kinderfamilie gegeben wird, und wie wirkt 
sich, falls ja, dieser Grundsatz bei Alimenten- 
zahlung aus? 

In welcher Höhe werden Alimente, die ein 
Vater mit ca. 1500 DM Monatseinkommen an 
ein uneheliches drittes Kind zahlt, aus öffent- 
lichen Mitteln, d. h. durch Steuerersparnis und 
Kindergeld finanziert, und wirkt sich dabei 
der Erhalt von Kindergeld alimentesteigernd 
aus? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Land Rheinland-Pfalz die Vorfinanzierung der 
Arbeit der Fachkommission in der Gründungs- 
phase des „Instituts für Medizinische Prü- 
fungsfragen (IMPF)“ eingestellt hat, weil der 
Verwaltungsrat dieses Instituts trotz allseiti- 
gen Drängens keine Entscheidung über die 
finanzielle Ausstattung durch die einzelnen 
Bundesländer getroffen hat, und daß darauf- 
hin die Arbeit der Fachkommissionen einge- 
stellt werden mußte, wodurch die rechtzeitige 
Schaffung der Voraussetzungen für das In- 
krafttreten der neuen Approbationsordnung 
für Ärzte durch das zögernde Verhalten der 
Bundesländer in Frage gestellt ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
Vertreter der naturwissenschaftlichen Fächer 
außerstande erklärt haben, die Verwirklichung 
der neuen Approbationsordnung für Ärzte 
durch Übernahme der Lehrveranstaltungen in 
dem Fach Biologie sicherzustellen? 

Trifft nach der Kenntnis der Bundesregierung 
die Feststellung des Bundesverbands der Fach- 
ärzte für Orthopädie zu, daß „jeder zehnte 
Mann in der Bundesrepublik Deutschland an 
einer noch verborgenen Gicht" leidet? 

Kann die Bundesregierung gegebenenfalls 
darauf hinwirken, daß in das schon laufende 
Voruntersuchungsprpgramm für Männer die 
Gichtuntersuchung aufgenommen wird, da die- 
se Krankheit bei Früherkennung zu heilen ist? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die kommunistische Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend nicht als förderungswürdig 
anerkannt werden kann? 

Was hat die Bundesregierung gegebenenfalls 
getan, die Gemeinden von ihrer Auffassung 
zu überzeugen, die die Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend als förderungsunwürdig aner- 
kannt haben? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


61. Abgeordneter 

Killat 

von Coreth 


62. Abgeordneter 

Killat 

von Coreth 


63. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


64. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


65. Abgeordneter 

Büchner 


66. Abgeordneter 

Büchner 


Hält die Bundesregierung den Einsatz von 
Obus-Linien im Nahverkehr der Gemeinden 
wegen ihrer Abgasefreiheit und Geräuschar- 
mut nicht für zweckmäßiger als etwa den Ein- 
satz von diesel- oder benzingetriebenen Om- 
nibussen? 

Ist die Bundesregierung bejahendenfalls be- 
reit, den Gemeinden, die sich zur Aufrechter- 
haltung oder Erweiterung bestehender bzw. 
Einrichtung neuer Obus-Betriebe entschließen, 
eine Förderung zuteil werden zu lassen, die 
sich im besonderen auf die Kosten der statio- 
nären Anlagen für solche Betriebe erstreckt? 

Treffen Meldungen zu, wonach die Bundes- 
regierung bereit ist, an allen Bundesfern- 
straßen ciie Errichtung von Elektrozäunen ge- 
gen Wildunfälle zu übernehmen, wenn sich 
die Jagdausübungsberechtigten mit 10®/o an 
den Errichtungskosten beteiligen und die Un- 
terhaltslasten übernehmen? 

Hält die Bundesregierung an ihren Richtlinien 
vom 21. Juni 1971 und insbesondere daran 
fest, daß solche Zäune nur in Revieren infrage 
kommen, in denen pro 100 ha mehr als 
12 Rehe gezählt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die bei der 
Kraftfahrzeug-Überwachung durch die Polizei 
üblichen Mängelberichte auch im TüV-Ver- 
fahren einzuführen, so daß sich bei für jeder- 
mann kontrollierbaren Mängeln ein nochma- 
liges Vorfahren beim TÜV erübrigt und statt- 
dessen der Halter des Kfz die Bescheinigung 
einer beliebigen Polizeidienststelle über die 
Beseitigung der Mängel an den TÜV einsen- 
den kann, und wäre es nicht sinnvoll, den zu 
erheblichen Auslegungsschwierigkeiten füh- 
renden Ausdruck „geringe Mängel" in § 29 
Abs. 2 Satz 3 StVZO durch „leicht kontrollier- 
bare Mängel" zu ersetzen, um bei solchen 
Mängeln die Prüfplakette erteilen zu können, 
da ja durch den Mängelbericht die Kontrolle 
unverzüglich vorgenommener Reparatur si- 
chergestellt wäre? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Verkauf von Bahnsteigkarten unterschiedlich 
praktiziert wird, so daß an manchen Bahn- 
höfen überhaupt keine Bahnsteigkarten mehr 
zum Verkauf angeboten werden und der Bahn- 
steig ohne Karte betreten werden kann, hin- 
gegen bei anderen Bahnhöfen das Betreten 
des Bahnsteigs nur mit einer Bahnsteigkarte 
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67. Abgeordneter 

Dr. Apel 


68. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


69. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


70. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


71. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

72. Abgeordneter 

Storm 


73. Abgeordneter 

Storm 


74. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch- 

Gmünd) 


gestattet wird, und ist die Bundesregierung 
bereit, eine generelle Regelung zu treffen, 
wobei auf die Ausgabe von Bahnsteigkarten 
überall verzichtet wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Benutzung öffentlicher Straßen durch 
langsam fahrende Bau- und Schwergutfahr- 
zeuge, die nicht die vorgeschriebenen Gewich- 
te und Abmessungen der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung überschreiten, während 
der Hauptverkehrszeiten im Interesse des 
Verkehrsflusses einzuschränken? 

Hält die Bundesregierung als Gesellschafterin 
der Berliner Flughafen GmbH den Bau von 
Fluggastbrücken in Berlin-Tegel für zweck- 
mäßig, nachdem das Ein- und Aussteigen in 
Köln-Wahn mit Fluggastbrücken doppelt so 
lange dauert? 

Stimmt es, daß die Einführung von Vorfeld- 
bussen iii Berlin-Tempelhof die Flugpreise um 
mindestens eine Mark pro Flug verteuern 
würde? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung in Ver- 
handlungen mit der „DDR" die Verlegung des 
Transitverkehrs von der alten Interzonen- 
strecke über Magdeburg/Helmstedt auf die 
alte Reichsbahnstrecke über Stendal/Oebis- 
felde vorgeschlagen hat? 

Welche Gründe hat die Bundesregierung für 
ihre Entscheidung? 


Treffen Mitteilungen zu, daß im Rahmen des 
geplanten Verkehrsabkommens mit der DDR 
eine intensive Beteiligung des Bundes am Bau 
der Autobahn Hamburg — Berlin angestrebt 
wird, die angeblich zu Lasten des norddeut- 
schen Autobahnnetzes gehen soll? 

Kann die Bundesregierung sagen, welche 
Gründe die Deutsche Bundesbahn veranlassen, 
die neu eingeführten Eurocheques bei gleich- 
zeitigem Vorlegen der Euroscheckkarte an ih- 
ren Fahrkartenschaltern nicht zu akzeptieren, 
imd wann ist eine Änderung dieser Einstel- 
lung zu erwarten? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Übertragung der Straßenbaulast im Sinne von 
§ 5 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes auf 
Gemeinden, die erst durch Eingemeindungen 
oder Zusammenschlüsse die Einwohnerzahl 
von 50 000, zurückgerechnet auf den Stichtag 
vom 13. September 1950, erhalten (vergleiche 
Erlaß vom 9. September 1970), eine Behinde- 
rung der Gemeindereform darstellt? 
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75. Abgeordneter 

Sdianldt 

(Mündien) 


76. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Mündien) 


77. Abgeordneter 

Sdiulte 

(Sdiwäbisdi- 

Gmünd) 

78. Abgeordneter 

Dr. Mende 


79. Abgeordneter 

Dr. Mende 


80. Abgeordneter 

Gierenstein 


81. Abgeordneter 

Gierenstein 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
die Deutsche Bundesbahn in den S-Bahnzügen 
der Region München eine Unterteilung in eine 
erste und eine zweite Klasse vornimmt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
diese Einteilung bei einem Nahverkehrsmittel 
eine gleichmäßige Auslastung der vor allem 
im Berufsverkehr überlasteten Züge unmög- 
lich macht, und ist sie bereit, auf die Deutsche 
Bundesbahn im Sinne einer Aufhebung der 
Klasseneinteilung einzuwirken? 

Ist die Deutsche Bundespost bei ihren Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen um eine Koordination 
mit der in den Ländern laufenden Gemeinde- 
reform bemüht? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
bezüglich des Weihnachts- und Neujahrspost- 
verkehrs 1971/1972 im innerdeutschen Post- 
verkehr? 

Entsprechen Meldungen den Tatsachen, daß 
eine erhebliche Verlustquote bei Päckdien- 
und Paketsendungen in die DDR zu beklagen 
ist, und was gedenkt die Bundesregierung ge- 
gen diese Verunsidierung des innerdeutschen 
Postverkehrs zu unternehmen? 

Von wem, zu welchem Preis und in welcher 
Größe hat der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen ein Grundstück zur Er- 
richtung einer Postakademie erworben? 

Welche anderen Grundstücke waren zum Kauf 
angeboten bzw. in Betracht gezogen worden 
und zu welchen Bedingungen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


82. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach das Wort 
Selters „Deutsch“ in einem Abkommen mit dem Groß- 

herzogtum Luxemburg gestrichen und durch 
das Wort „Bundesrepublik Deutschland" er- 
setzt werden soll? 


83. Abgeordneter Falls die Frage 82 bejaht wird, frage ich, ob 
Setters es zutrifft, daß der Bundesminister für inner- 

deutsche Beziehungen diese Änderung „für 
erforderlich" hält, weil eine Einschränkung des 
Begriffs „Deutsch" auf Tatbestände der Bun- 
desrepublik Deutschland begriffslogisch die 
Konsequenz nach sich zöge, daß Tatbestände 
der DDR nicht als „Deutsch" anzusehen sind? 
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84. Abgeordneter Sind Pressemeldungen richtig, wonach der 

Dr. Luda Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

behauptet, „die Verwendung des umfassenden 
Begriffs ,Deutsdi' für Tatbestände der Bundes- 
republik Deutschland ist daher politisch nicht 
zu vertreten“? 

85. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß zwischen dem 

Dr. Luda Bundeswirtschafts- und -finanzministerium 

und dem Bundesinnenministerium einerseits 
und dem Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen und dem Bundeskanzleramt an- 
dererseits eine Kontroverse darüber ausge- 
brochen ist, daß der Begriff „Deutsch“ in inter- 
nationalen Verträgen der Bundesrepublik 
Deutschland im herkömmlichen nationalen 
Sinn nicht mehr verwendet werden soll? 

86. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts 

Ott ihrer innerdeutschen Bemühungen um mensch- 

liche Erleichterungen den Vorgang vom 14. De- 
zember 1971, wo bei Brochthausen einer jun- 
gen Mutter durch Minen beide Beine und dem 
Ehemann das Augenlicht verlorengingen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

87. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Hansen rung, zusammen mit den Ländern die notwen- 

digen personellen, materiellen und inhaltli- 
chen Voraussetzungen für einen optimalen 

' Unterricht der Kinder ausländischer Arbeit- 

nehmer und Aussiedler in berufsbildenden 
und allgemeinbildenden Schulen zu schaffen? 

88. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Ange- 

Lenzer bot des Präsidenten des Südafrikanischen 

Atomic Energy Board, Dr. A. Roux, mit euro- 
päischen Staaten auf dem Gebiet der Uran- 
Anreicherung zusammenzuarbeiten? 

89. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 

Dr. Schneider deutsche Hochschullehrer wegen unerträgli- 
(Nümberg) eher Beeinträchtigung ihrer Lehr- und For- 

schungstätigkeit ihren bisherigen Wirkungs- 
bereich verlassen haben? 


90. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß die Schule 
Seefeld für Kerntechnik des Kernforschungszentrums 

Karlsruhe im Umfang und in der Aufgaben- 
stellung eingeschränkt werden soll und 
— wenn ja — aus welchen Gründen? > 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


91. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht von 
Engelsberger Bundesminister Eppler im Fernseh-Interview 
„Zu Protokoir' am 19. Dezember 1971, „die 
Gesellschafts- und Wirtschaftsstruktur der 
Btmdesrepublik Deutschland wird die nächsten 
20 Jahre nicht überleben'', und ist dieser 
Strukturwandel gleichbedeutend mit einer 
Veränderung unserer Wirtschaftsordnung, der 
sozialen Marktwirtschaft? 


92. Abgeordneter 

Meister 


Wieweit sind die Bundesländer an der Ent- 
wicklungshilfe beteiligt, und welche Mittel 
sind haushaltsmäßig ausgewiesen? 


93. Abgeordneter Welche Maßnahmen trifft die Bundesregie- 
Lenzer rung, um zurückkehrenden Entwicklungshel- 

fern die Eingliederung in das Berufsleben zu 
erleichtern? 
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B. Schriftliche Fragen gemäfi IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Können die politischen Beziehungen zu den 
arabischen Staaten auch dadurch verbessert 
werden, daß die Sport- und Jugendkontakte 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den arabischen Staaten intensiviert werden? 


2. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Wie beurteilt die Bundesregierung — auch 
unter Berücksichtigung der erheblichen sport- 
politischen Bemühungen der DDR — die Mög- 
lichkeiten, durch eine verstärkte Einbeziehung 
der arabischen Staaten in die Sportentwick- 
lungshilfe der Bundesrepublik Deutschland 
einen Beitrag zur Förderung der Sport- und 
Jugendbeziehungen zu diesen Staaten zu lei- 
sten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Pieroth 


4 . Abgeordneter 

Pieroth 


5. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(Mündien) 


6. Abgeordneter 

Engelsberger 


Ist sichergestellt, daß die Laufbahn- und Be- 
soldungsordnungen bis Februar 1972, dem 
Termin, an dein die ersten Fachhochschul- 
ingenieure vorhanden sind, entsprechend ge- 
ändert bzw. ergänzt werden? 

Ist sichergestellt, daß die Fachhochschulinge- 
nieure innerhalb ihres beruflichen Werde- 
gangs im öffentlichen Dienst die heutige Leh- 
rerbesoldung und bei Bewährung den Aufstieg 
in die Laufbahnen des höheren Dienstes er- 
reichen können? 

Reichen nach Ansicht der Bundesregierung die 
der Polizei und den gerichtsmedizinischen In- 
stituten zur Verfügung stehenden technischen 
und medizinischen Einrichtungen sowie die 
rechtlichen Möglichkeiten der Strafprozeßord- 
nung aus, um Personen festzustellen, die im 
Verdacht stehen, infolge Drogengenusses den 
Straßenverkehr zu gefährden? 

Ist die Bundesregierung bereit, gegen die Ab- 
sicht der österreichischen Behörden, das Was- 
ser der Tiroler Ache zum Zwecke des Baus 
eines Kraftwerks in den Inn ableiten zu lassen, 
Maßnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, 
daß der Chiemsee seines wichtigsten Zuflus- 
ses beraubt wird? 
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7. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


Wie groß ist der Personenkreis der ehemali- 
gen Offiziere des Truppensonderdienstes, die 
ohne ihr Zutun als Beamte übernommen wur- 
den und deshalb keine Ansprüche nach dem 
Vierten Änderungsgesetz (§ 54 Abs. 1 Satz 2) 
G 131 geltend machen können? 


8. Abgeordneter Ist daran gedacht, in naher Zukunft für diesen 
Schiller Personenkreis eine finanzielle Regelung her- 

(Bayreuth) beizuführen, die dem Rechnung trägt? 


9. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß 
Feilermaier die Bestimmungen über die Ausrüstung von 

Feuerwehrgeräten und -fahrzeugen in den 
Bundesländern völlig unterschiedlich sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter Können bezüglich der Tätigkeit des Bundes- 
Weigl Verwaltungsgerichts und des BGH-Strafsenats 

in Berlin Auslegungsschwierigkeiten auftreten, 
da das Viermächteabkommen nicht definiert, 
was im Einzelfall als Durchführung von Amts- 
akten bzw. was als „Regieren” Westberlins 
durch die Bundesrepublik anzusehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


11. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


Kann die Bundesregierung bereits jetzt ange- 
ben, in welchem Umfang sogenannte Aus- 
landskredite seit der Neufestsetzung der 
Währungsparitäten in das Ausland zurück- 
gezahlt worden sind, und welche Währungs- 
und Zinsdifferenzgewinne dabei erzielt wur- 
den? 


12. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, wonach Bundeswirt- 
Ott Schafts- und -finanzminister Schiller demnächst 

in Köln ein von seinem Ministerium verwalte- 
tes bundeseigenes Haus mit 10 Zimmern zu 
einer Monatsmiete von 972 DM beziehen wird? 


13. Abgeordneter Ist diese Miete im Verhältnis zur Nutzfläche, 
Ott zum Baujahr, zu den Baukosten des Hauses, 

zum Zweck, zu dem es erbaut wurde, zum 
Grundstücks wert und zur Grundstücksflädie 
angemessen? 
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14. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 


15. Abgeordneter 

Meister 


16. Abgeordneter 

Meister 


17. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


18. Abgeordneter 

Burger 


19. Abgeordneter 

Burger 

20. Abgeordneter 

Weigl 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Zuwachsrate des Preisindexes für das Brutto- 
sozialprodukt, die im zweiten Quartal 1971 
7,8Vo betrug, die höchste Zuwachsrate in den 
westeuropäischen Industrieländern darstellt 
und daß dieser für die Beurteilung der Gesamt- 
wirtschaft adäquate Preisindex einen höheren 
Aussagewert besitzt als die Zuwachsrate des 
Preisindexes für die Lebenshaltungskosten 
aller privaten Haushalte? 

Wie hoch ist prozentual der Anteil der Ent- 
wicklungshilfe in den Jahren 1970, 1971 und 
1972 am Bruttosozialprodukt? 

Wie errechnen sich diese Beträge, wenn man 
den Anteil der Bundesrepublik Deutschland in 
die Europäische Gemeinschaft mit hineinbe- 
zieht? 

Ist daran gedacht, die Bemühungen im Um- 
weltschutz dadurch zu unterstützen, daß Spen- 
den an Vereinigungen zur Förderung des Um- 
weltschutzes in Zukunft von der Steuer ab- 
gezogen werden können, bzw. welche Gründe 
gegen eine Aufnahme des Umweltschutzes in 
die Anlage 7 zu § 10 b des Einkommensteuer- 
gesetzes und der Einkommensteuerrichtlinien 
bestehen? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Menge des aus dem Ausland in die Bundes- 
republik Deutschland eingeschmuggelten 
Sprits? 

Wie hoch ist der Steuerausfall für die Bun- 
desrepublik Deutschland? 

Trifft es zu, daß Zivilgerichtsprozesse über die 
Abgeltung von Detonationsschäden in Rand- 
gemeinden des Truppenübungsplatzes Grafen- 
wöhr, z. B. der Prozeß Ficker, Eschenbach — 
Bundesrepublik Deutschland, nicht dauernd 
verschoben werden müssen, da sich US- Armee 
und Bundeswehr über den Verursacher des 
Schadens nicht einigen können, und kann dies 
vermieden werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter Welche Vorstellungen bestehen bei der Bun- 

Wuwer desregierung, die nachteiligen Folgen der 

Molkereisubvention zu beseitigen und damit 
volkswirtschaftlich unerwünschte Überkapa- 
zitäten abzubauen? 
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22. Abgeordneter Wie ist der Standpunkt der Bundesregierung, 
Wuwer gegenüber einer Untersuchung der Forschungs- 

gesellschaft für Agrarpolitik, derzufolge die 
Bundesrepublik Deutschland an hauptberuf- 
liche Bauern eine jährliche Apanage von 
5000 DM bis 6000 DM zahlen könnte, ohne 
dadurch höhere Kosten als durch die bislang 
geübte Subventionspraxis zu haben und damit 
gleichzeitig zu erreichen, daß die personellen 
Einkommen in der Landwirtschaft fühlbar ver- 
bessert würden, was bei der bisherigen Sub- 
ventionsregelung nicht der Fall ist? 


23. Abgeordneter 

Schröder 

(Sellstedt) 


Entspricht es dem agrarstrukturellen Anliegen 
der rechtlichen Bestimmungen über die Ge- 
währung von Landabgaberente (§§ 41 und 42 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte), wenn eine landwirtschaftliche Alters- 
kasse einen Antrag auf Gewährung von Land- 
abgaberente bei Erfüllung aller sonstigen Be- 
dingungen allein mit der Begründung ablehnt, 
daß der Pächter der aufnehmenden Flächen 
noch nicht ein Jahr landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer ist, obgleich feststeht, daß dieser land- 
wirtschaftliche Unternehmer als Pächter und 
Hoferbe mit sehr großer Wahrscheinlichkeit 
den von ihm seit kurzem bewirtschafteten 
landwirtschaftlichen Betrieb, dem landwirt- 
schaftlich genutzte Flächen auf dem Pachtwege 
hinzugeschlagen werden sollen, auch in Zu- 
kunft bewirtschaften wird? 


24. Abgeordneter 

Schröder 

(Sellstedt) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß junge landwirtschaftliche Unternehmer, 
die durch vorweggenommene Erbfolge, gesetz- 
liche Erbfolge oder durch Pachtung landwirt- 
schaftliche Unternehmer geworden sind, ohne 
diesen Status bereits ein Jahr zu besitzen, 
die Möglichkeit erhalten, Flächen im Sinne 
der §§ 41 und 42 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte aufzunehmen, ohne 
daß dem Landabgeber die Gewährung von 
Landabgaberente verweigert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


25. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein Altersrentner, der wäh- 
Link rend seiner aktiven Arbeitstätigkeit von der 

gesetzlichen Krankenversicherung befreit war 
und nunmehr eine Tätigkeit als Arbeiter oder 
Angestellter unterhalb der Versicherungs- 
pflichtgrenze aufnimmt, insofern doppelte 
Nachteile erleidet, als er zusätzlich zu einem 
privaten Krankenversicherungsschutz Mitglied 
der gesetzlichen Krankenversicherung werden 
muß und der Rentenversicherungsträger sei- 
nen Beitragszuschuß für die private Kranken- 
versicherung einstellt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


26. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die organisatorischen 
Dr. Evers und finanziellen Voraussetzungen dafür ge- 

sdiaffen, daß bei Manövern der Bundeswehr 
die militärischen Übungen in Zukunft nur noch 
in Zusammenarbeit mit den Ämtern und 
Dienststellen des Bevölkerungsschutzes durch- 
geführt werden, um sicherzustellen, daß die 
angenommenen Situationen auch die Auswir- 
kungen auf die Zivilbevölkerung einschließen 
und dem Gedanken des Schutzes der Zivilbe- 
völkerung Rechnung getragen wird? 


27. Abgeordneter 

Zebisch 


Inwieweit ist der Unfallrettungsdienst der 
Bundeswehr bereits ausgebaut und mit den 
zivilen Unfallrettungsdiensten verzahnt? 


28. Abgeordneter 

Zebisch 


Bis wann ist mit dem Ausbau des Unfallret- 
tungsdienstes beim Bunde swehrkrankenhaus 
Amberg in der Oberpfalz zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


29. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algeshelm) 


Hält die Bundesregierung es nicht für notwen- 
dig, die Zigarettenreklame in Rundfunk und 
Fernsehen für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zu verbieten, nachdem folgende 
Länder ein solches Verbot ausgesprochen ha- 
ben: Dänemark, Großbritannien, Frankreich, 
Italien, die Niederlande, Norwegen, Schwe- 
den, die Schweiz, die Tschechoslowakei, Ru- 
mänien, die Sowjetunion, Argentinien, Neu- 
seeland, Burma, Somalia und in Bulgarien 
sogar das Rauchen an einem Arbeitsplatz 
untersagt ist, an dem einer der Beschäftigten 
Nichtraucher ist? 


30. Abgeordneter 
Weber 
(Heidelberg) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung seit 
November 1971 unternommen, um die zukünf- 
tige finanzielle und organisatorische Gestal- 
tung des Deutschen Krebsforschungszentrums 
Heidelberg zu gewährleisten?. 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


31. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Ar- 
Dr. Häfele beiten zur Elektrifizierung der Schwarzwald- 

bahn zwischen Offenburg mid Villingen um- 
gehend in Angriff genommen werden sollen? 
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32. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 

Dr. Häfele Spruch zwischen diesen Pressemeldungen und 

den Antworten des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Börner vom 10. November 1971 auf 
meine Schriftlichen Anfragen (Drucksache 
VI/2792, Fragen B. 19 und 20), wonach mit den 
Elektrifizierungsarbeiten voraussichtlich frü- 
hestens 1973 begonnen werden kann? 

33, Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Schmitt- rung, um durch entsprechende Verkehrsbe- 

Vockenhausen dienungen der Deutschen Bundespost oder 

auch der Deutschen Bundesbahn (Ausbau der 
Linie Wiesbaden — Hofheim) der Bevölkerung 
von Wildsachsen an Wochenenden eine Bus- 
verbindung nach Wiesbaden zu schaffen? 

Welche Verbesserungen der Bahnsteiganlagen 
in Schweinfurt-Hauptbahnhof sind angeordnet 
oder unverzüglich zu erwarten, um vor allem 
den zahlreichen Arbeitern der Industriestadt, 
die täglich die Deutsche Bundesbahn benutzen, 
den Wetterschutz zu bieten, der ansonsten 
auch auf weit kleineren Bundesbahnhöfen 
selbstverständlich ist? 

35. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Zusicherung 

Dr. Schulze- des Präsidenten der Bundesbahndirektion 

Vorberg Nürnberg in bezug auf den Bahnhof Schwein- 

furt-Sennfeld bestätigen und konkretisieren, 
daß „die Neugestaltung für diesen Bahnhof 
bereits geplant sei" und weiter, daß für dieses 
Projekt in absehbarer Zeit Mittel zur Verfü- 
gung stehen und mit der Errichtung eines 
ordentlichen, wenn auch nicht aufwendigen 
Gebäudes begonnen werden kann? 

36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der katastrophale 

Dr. Evers Zustand der Bundesstraße 3 innerhalb der 

Ortsdurchfahrt durch die Gemeinde Schall- 
stadt-Wolfenweiler im Landkreis Freiburg be- 
kannt, und kann die Bundesregierung mittei- 
len, wann mit der Zurverfügungstellung der 
für das Haushaltsjahr 1971 bereits bewilligten 
aber später gesperrten Bundeszuschüsse für 
den Ausbau dieser Ortsdurchfahrt gerechnet 
werden kann? 

37. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 

Dr. Jahn geben, ob und in welchem Umfange Personal- 

(Braunschweig) anforderungen des Luftfahrtbundesamts seit 

1968 nicht bewilligt worden sind? 

38. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß einige hundert 

Dr. Jahn beim Luftfahrtbundesamt vorliegende Anträge 

(Braunschweig) aus Gründen des Personalmangels nicht bear- 
beitet werden können, und wenn ja, was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um die 
zügige Bearbeitung sicherzustellen? 


34. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 
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39. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, 

Feilermaier Feuerwehrfahrzeuge mit Lenkhilfen auszurü- 

sten, und ist sie bereit, in dieser Richtung auf 
die Länder einzuwirken, nachdem beispiels- 
weise in Bayern der Einbau von Lenkhilfen 
bisher nicht gestattet ist? 

40. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Dr. Wiehert daß bei Eilzustellungen im ländlichen Bereich 

diese Eilzustellung nur im Rahmen der übli- 
chen einmaligen Postzustellung erfolgt, so daß 
die Zeitersparnis durch Eilbotenzustellung al- 
lenfalls den üblichen Postausteilungsweg ver- 
kürzt, aber sonst keine nennenswerte Be- 
schleunigung mit sich bringt? 

41. Abgeordneter Ist geplant, bei der angekündigten Erhöhung 

Link der Grundgebühr für Fernsprechanschlüsse 

Schwerbeschädigte, Sozialhilfeempfänger, alte 
und pflegebedürftige Menschen von der Er- 
höhung auszunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


42. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung im Hinblick auf die 
Dr. Schmitt- jüngsten Vorfälle im In- und Ausland und 

Vockenhausen unter Berücksichtigung auch meiner mündli- 
chen Anfrage vom 16. August 1971 Veranlas- 
sung, die Bestimmungen zu verbessern, die 
die Sicherheit in Hochhäusern, Warenhäusern 
und Hotels garantieren soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


43, Abgeordnete Sind — gegebenenfalls wo — die 12 Fach- 
Frau Dr. Walz Zentren für Hochschuldidaktik mit insgesamt 

120 Stellen, für Wissenschaftler und 120 Stel- 
len für technisches Personal usw. eingerichtet 
worden, die nach dem 4. Entwurf für einen 
Bildungsgesamtplan vom 27. September 1971 
„sofort einzurichten sind"? 

44. Abgeordnete In welchem Stadium befinden sich die Vor- 
Frau Dr. Walz bereitungen zur Entwicklung von Testverfah- 
ren als Hilfsmittel bei der Studienwahl, wie 
sie als Maßnahmen zur Reform des Hochschul- 
zugangs im revidierten 4. Entwurf für einen 
Biidungsgesamtplan genannt werden? 
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45. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung keine Gefahr für 
Frau Dr. Orth die auf der Haager Gipfelkonferenz im Dezem- 
ber 1969 erneut als notwendig proklamierte 
Forschung in dem vom Rat entgegen dem Vor- 
schlag der Kommission beschlossenen For- 
schungs- und Ausbildungsprogramm nur für 
1972, und welche Maßnahmen gedenkt sie im 
Rat zu ergreifen, damit jede Gefahr für den 
Fortbestand der Euratom beseitigt wird? 


46. Abgeordnete Warum hat die Bundesregierung dem Ratsbe- 
Frau Dr. Orth Schluß der Europäischen Gemeinschaften zuge- 
stimmt, der den Vorschlag der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften in Form 
einer Ergänzung zum Haushaltsvorschlag 1972 
zwecks Erhöhung des Personals der Euratom- 
Sicherheitskontrolle so abänderte, daß die 
beantragte Zahl von 32 Beamten auf die Hälfte 
reduziert und für diese noch nicht einmal die 
Mittel in dem Haushalt 1972 eingesetzt wur- 
den? 


Bonn, den 21. Januar 1972 



